
ALLGEMEINE HINWEISE

A.
Im Satzungsgebiet besteht die Möglichkeit des Auftretens archäologischer Bodenfunde. Auf
§ 6, „Erhaltungspflicht“, § 13 „Erdarbeiten“ und § 14 „Bodenfunde“ des NDSchG wird
besonders hingewiesen. Archäologische Bodenfunde unterliegen der Meldepflicht. Sie sind
bei Zutagetreten durch Baumaßnahmen unverzüglich bei der Unteren
Denkmalschutzbehörde, Landkreis Heidekreis, anzuzeigen.

B.
Die Untere Bodenschutzbehörde, Landkreis Heidekreis, ist bei Bekannt werden von
Anzeichen einer möglichen schädlichen Bodenverunreinigung unverzüglich einzuschalten.
Dies können z.B. Vergrabungen (Hausmüll, Bauschutt usw.) oder organoleptische
Auffälligkeiten des Bodens (Verfärbungen, Geruch usw.) sein.

C.
Eine vorhabenbezogene Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung sowie ein Vorschlag für
Kompensationsmaßnahmen im Sinne §§ 13 - 18 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
i.V.m. § 7 Nds. Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG) ist in
der Einzelbauantragstellung gemäß der in der Begründung, Abschnitt 4.2, dargelegten
Rahmenbedingungen vorzunehmen.

Die Pflanzliste am Ende der Begründung enthält Vorschläge für standortgerechte Gehölze.

D.
Unbenommen ihrer Zulässigkeit können die südlich / südwestlich des Geltungsbereichs der
Satzung gelegenen Windkraftanlagen in Abhängigkeit von Wind- und Wetterlage
Geräuschimmissionen verursachen. Zudem bestehen visuelle Beeinträchtigungen des
Plangebietes. Beide Belange betreffen auch und insbesondere die potentielle Baulandfläche
für vier Grundstücke südlich des Erschließungsweges.

E.
Im Geltungsbereich der Satzung können dorfgebietstypische landwirtschaftliche
Immissionen, u.a. durch Tierhaltung, auftreten.

Die Belange des Immissionsschutzes werden im Rahmen der Bauantragsverfahren geprüft.
Im Einzelfall kann die Prüfung dazu führen, dass Bauvorhaben unzulässig sind, wenn sie
z.B. schädlichen Umwelteinwirkungen ausgesetzt sind (§ 35 Abs. 3 Nr. 3 BauGB).

F.
Auf den Grundstücken anfallendes Niederschlagswasser ist unter Berücksichtigung der in
der Begründung, Abschnitt 3.2, dargelegten Vorgaben örtlich zu versickern.

G.
Der Geltungsbereich des Plangebietes liegt im Geltungsbereich der Bergbauberechtigung
(Konzession) für das Erlaubnisfeld Ahrensheide der Mobil Erdgas-Erdöl GmbH (siehe
Begründung, Abschnitt 3.1).

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
§ 1
Die Satzung nach § 35 (6) BauGB gilt für den Bereich, der in der beigefügten Planzeichnung
festgesetzt ist (folgend: Satzungsgebiet). Die Planzeichnung bildet mit den textlichen
Festsetzungen die Satzung.

§ 2
Wohnzwecken dienende Vorhaben innerhalb des Satzungsgebietes kann nicht
entgegengehalten werden, dass sie der Darstellung des Flächennutzungsplanes für Flächen
für die Landwirtschaft oder Wald widersprechen oder die Entstehung oder Verfestigung
einer Splittersiedlung befürchten lassen. Dies gilt auch für kleineren Handwerks- und
Gewerbebetrieben dienende Vorhaben.

Die Zulässigkeit gilt auch für den Vorhaben zugeordnete Stellplätze und Garagen i.S. § 12
BauNVO sowie den Vorhaben zugeordnete Nebenanlagen i.S. § 14 BauNVO.

§ 3
Für bauliche Vorhaben im Bereich bisher unbebauter Satzungsflächen werden folgende
nähere Bestimmungen getroffen:

Es wird Eingeschossigkeit zzgl. zulässigem Dachgeschossausbau unter Bezug auf
§ 2 (7) Nds. Bauordnung (NBauO) festgesetzt.
Es sind ausschließlich Einzelhäuser zulässig.
Es sind max. 2 Wohnungen pro Gebäude zulässig.
Neubebauung hat sich hinsichtlich des Maßes der baulichen Nutzung und der äußeren
Gestaltung in das nähere bauliche Umfeld einzufügen.

Für die Flächen zwischen den Gebäuden Nr. 35 und Nr. 84 gilt zusätzlich:
Der Umfang der Versiegelung durch bauliche Anlagen inkl. etwaiger Anlagen nach
§ 19 (4) BauNVO darf max. 45% der Grundstücksfläche betragen. Eine Überschreitung
durch Wege und Zufahrten ist ausnahmsweise zulässig, wenn dafür
wasserdurchlässige Beläge verwendet werden.
Die Entsiegelung einer Fläche von ca. 1.300 m² durch Abriss der Scheune und
Beseitigung der Lagerfläche im westlichen Teil des Flurstücks 94/5, Groß Eilstorf, Flur
5 ist durchzuführen spätestens bis zur ersten Antragstellung eines Bauvorhabens auf
diesem Flurstück. Ein Abriss darf erst dann erfolgen, wenn nachgewiesen worden ist,
dass artenschutzrechtliche Belange ausreichend beachtet wurden.

§ 4
Für bauliche Vorhaben im Bereich bebauter Satzungsflächen werden folgende nähere
Bestimmungen getroffen:

Im Fall von Umbau- und Erweiterungsmaßnahmen, die dem Erhalt der Bausubstanz
dienen und städtebaulich vertretbar sind, ist eine Höhenentwicklung größer als ein
Vollgeschoss zulässig, sofern die entsprechende Bauhöhe schon vor dem Inkrafttreten
der Satzung vorhanden war.
Für Neubaumaßnahmen nach Abgang / Abbruch bestehender Gebäude gelten die
allgemeinen Regelungen nach § 3 (Punkt 1 bis 4).

PRÄAMBEL

Aufgrund des § 35 Abs. 6 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit §§ 10 und
58 des Nds. Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Stadt Walsrode
in seiner Sitzung am 17.012.2013 die Außenbereichssatzung für den Ortsteil „Auf dem
Berg“ der Ortschaft Groß Eilstorf, bestehend aus der beigefügten
Geltungsbereichsbegrenzung und den textlichen Festsetzungen, beschlossen.

Walsrode, den 19.02.2014
L. S.

                                        i. V. gez. A. Reutzel
      Erster Stadtrat
Die Bürgermeisterin

VERFAHRENSVERMERKE

Aufstellungsbeschlüsse
Der Rat der Stadt Walsrode hat in seiner Sitzung am 15.08.2013 die Aufstellung der
Außenbereichssatzung nach § 35 Abs. 6 BauGB für den Ortsteil „Auf dem Berg“ der
Ortschaft Groß Eilstorf beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss ist gem. § 2 Abs. 1 BauGB am 31.08.2013 ortsüblich bekannt
gemacht worden.

Walsrode, den 19.02.2014
L. S.

                                        i. V. gez. A. Reutzel
      Erster Stadtrat
Die Bürgermeisterin

Kartengrundlage
Liegenschaftskarte (ALK)
Maßstab: 1:5.000

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Nds. Vermessungs- und Katasterverwaltung,

2013 ©

Planverfasser
Die Außenbereichsatzung nach § 35 Abs. 6 BauGB für den Ortsteil „Auf dem Berg“ der
Ortschaft Groß Eilstorf wurde ausgearbeitet von der

H&P Ingenieure GbR
Albert-Schweitzer-Straße 1

30 880 Laatzen.

Laatzen, 08.01.2014               gez. Schneider
Planverfasser

Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung
Der Rat der Stadt Walsrode hat in seiner Sitzung am 15.08.2013 dem Entwurf der
Außenbereichssatzung nach § 35 Abs. 6 BauGB für den Ortsteil „Auf dem Berg“ der
Ortschaft Groß Eilstorf zugestimmt und die Durchführung der Beteiligungsverfahren
analog   § 13 (2) Satz 1 Nr. 2 und 3 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer wurden am 31.08.2013 ortsüblich bekannt gemacht. Die
Öffentlichkeitsbeteiligung wurde in Form einer öffentlichen Auslegung in der Zeit vom
09.09.2013 bis zum 10.10.2013 durchgeführt. Parallel dazu wurden die Behörden und
sonstigen Träger öff. Belange um Stellungnahme gebeten.

Walsrode, den 19.02.2014
L. S.

                                        i. V. gez. A. Reutzel
      Erster Stadtrat
Die Bürgermeisterin

Satzungsbeschluss
Der Rat der Stadt Walsrode hat nach Prüfung der Bedenken und Anregungen die
Außenbereichssatzung nach § 35 Abs. 6 BauGB für den Ortsteil „Auf dem Berg“ der
Ortschaft Groß Eilstorf in seiner Sitzung am 17.12.2013 als Satzung sowie die
Begründung  beschlossen.

Walsrode, den 19.02.2014
L. S.

                                        i. V. gez. A. Reutzel
      Erster Stadtrat
Die Bürgermeisterin

Inkrafttreten
Die Außenbereichsatzung nach § 35 Abs. 6 BauGB für den Ortsteil „Auf dem Berg“ der
Ortschaft Groß Eilstorf ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am 22.03.2014 ortsüblich bekannt
gemacht worden und damit am 22.03.2014 rechtswirksam geworden.

Walsrode, den 24.03.2014
L. S.

                                        i. V. gez. A. Reutzel
      Erster Stadtrat
Die Bürgermeisterin

Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten der Außenbereichssatzung nach § 35 Abs. 6
BauGB für den Ortsteil „Auf dem Berg“ der Ortschaft Groß Eilstorf sind

- die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften beim Zustandekommen des
genannten Planwerks gemäß § 214 (1) BauGB,

- nach § 214 (3) Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs
nicht geltend gemacht worden.

Walsrode,
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Grenze des Geltungsbereichs der Außenbereichssatzung
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Für diese Planung sind folgende Rechtsquellen maßgebend:

- Baugesetzbuch, BauGB, in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl.
I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 zur
Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden
(BGBl. I 2011, Nr. 39, S. 1509).

- Baunutzungsverordnung, BauNVO in der Fassung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 129),
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Erleichterung von Investitionen und
Bereitstellung von Wohnbauland (Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz)
vom 22.04.1993 (BGBl. I,  S.  466).

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME

Innerhalb des Satzungsgebietes bleibt im Übrigen die Zulässigkeit von Vorhaben nach
§ 35 BauGB, auch die Begünstigungen nach § 35 (4) BauGB, unberührt.
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Landkreis Heidekreis

Außenbereichssatzung
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Stand: 23.10.2013
Satzungsbeschluss

Übersichtsplan: Wirksamer Flächennutzungsplan der Stadt Walsrode für die Ortschaft Groß Eilstorf - maßstabslos.
Lage des Plangebietes gekennzeichnet.
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1 Einleitung / Allgemeine Zielsetzungen / Grundlage n 
 
1.1 Ziele der Planung 
 
Das ca. 10 km westlich der Kernstadt Walsrode an der B 209 gelegene Groß Eilstorf gehört 
mit derzeit 340 Einwohnern zu den mittelgroßen Ortschaften der Stadt Walsrode. Die 
Ortslage ist geprägt durch landwirtschaftliche Hofstellen, es finden sich immer noch sechs 
Vollerwerbslandwirte und acht Nebenerwerbslandwirte in Groß Eilstorf.  
 
Groß Eilstorf erstreckt sich entlang der B 209 und weist einen Straßendorfcharakter auf. 
Allerdings erstreckt sich die Bebauung bis in eine Tiefe von ca. 200 m, vornehmlich Richtung 
Süden. Diese Ausdehnung resultiert auch aus den teils großzügigen Hofanlagen, vor allem 
im östlichen Teil des Hauptortes.  
 
Für Groß Eilstorf existiert eine sog. Abgrenzungsatzung vom 19.12.1983, die die Grenzen 
des zusammenhängend bebauten Ortsteils definiert (vgl. § 34 (4) BauGB). Im westlichen Teil 
des Orts setzt der, mittlerweile vollständig bebaute, Bebauungsplan Nr. 60 „Triftweg Groß 
Eilstorf“ ein Dorfgebiet fest. Abgrenzungssatzung und Bebauungsplan definieren die 
planungsrechtlichen Vorgaben zur Grundstücksnutzung und weiteren Bebauung für Groß 
Eilstorf.     
 
Um die Eigenentwicklung der Ortschaft Groß Eilstorf zu sichern und damit einer 
Abwanderung junger Familien bzw. Überalterung der Bevölkerung generell entgegen zu 
wirken, möchte die Stadt Walsrode an geeigneter Stelle vor allem Wohnzwecken dienende 
Vorhaben zulassen. Die Möglichkeiten der Eigenentwicklung innerhalb der Ortslage oder 
direkt angrenzend an diese sind für Groß Eilstorf aufgrund der Bebauungs- und 
Nutzungsstrukturen stark eingeschränkt. Jedoch besteht ausweislich örtlicher Nachfrage 
hierfür akuter Bedarf.  
 
Die Stadt Walsrode hat daher mögliche Standorte für eine bauliche Entwicklung überprüft 
und den Siedlungsteil „Auf dem Berg“ als entwicklungsfähig eingeschätzt, siehe dazu näher 
Abschnitt 1.2. Dieser hat sich als geeignet, für die das Planungsinstrument der 
Außenbereichsatzung nach § 35 (6) BauGB herausgestellt, deren Vorläufer im BauGB-
Maßnahmengesetz 1990 in das Planungsrecht eingeführt wurde. Damit können im Bereich 
von Baulücken mehrere neue Bauplätze geschaffen werden, die sich in die typische, 
straßenbegleitende örtliche Baustruktur einfügen. Die überplanten Flächen sind verkehrlich 
erschlossen und können ohne erheblichen Aufwand an die örtlichen Ver- und 
Entsorgungseinrichtungen angeschlossen werden.  
 
Das Satzungsgebiet bleibt Außenbereich nach § 35 BauGB. Das heißt, unbenommen der 
Regelungen dieser Satzung, gelten die Zulässigkeitsvoraussetzungen u.a. nach § 35 (1) 
BauGB (privilegierte Vorhaben) und § 35 (4) BauGB (sonstige außenbereichsverträgliche, 
den Voraussetzungen des § 35 (4) Nr. 1 bis  6 BauGB unterworfene Einzelvorhaben) weiter. 
Dies wird per nachrichtlicher Übernahme klargestellt. Mit dieser Satzung wird der 
Regelungsrahmen des § 35 (4) BauGB gleichsam auf Wohnzwecken dienende Vorhaben 
sowie kleinere Handwerks- und Gewerbebetrieb übertragen, und zwar - anders als § 35 (4) 
BauGB - auch in Bezug auf eine erstmalige Bebauung von Grundstücksflächen, sprich 
Baulücken.   
 
 
Mit der Bearbeitung der Satzung wurde die H&P Ingenieure GbR, Laatzen, beauftragt. 
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1.2 Planungserfordernis / Standortbegründung  
 
Die Bebauungsstrukturen von Groß Eilstorf, hier: Hauptort, lassen ohne bauleitplanerische 
Absicherung keine weiteren größeren Bebauungsmöglichkeiten zu. Zu den Gründen im 
Einzelnen: 


- Westlich und südwestlich der Ortslage befinden sich die per 1. Teiländerung des 
Regionalen Raumordnungsprogramms, RROP 2000, festgelegten Vorranggebiete für 
raumbedeutsame Windenergieanlagen, WA-04-V04 und WA-08-V04, die 
entsprechend bebaut sind. Diese stehen einer weiteren baulichen Entwicklung des 
Hauptortes per Bebauungsplanaufstellung entgegen.  


- Der westliche Teil des Hauptortes ist von umfangreichen Waldflächen begrenzt, siehe 
folgende Abbildung 1. 


- Südlich des Hauptortes liegt die Niederung eines Grabens, siehe Abbildung 1. Der 
feuchte Untergrund steht einer Bebauung entgegen, ebenso Belange des 
Landschaftsbildes. Zudem soll der bewaldete Teil gemäß Zielaussage des 
Landschaftsrahmenplans (Karte 5) des Landkreises von Bebauung freigehalten 
werden.  


- Am nördlichen und östlichen Ortsrand grenzen große landwirtschaftliche 
Mastviehställe an, deren Immissionsverhalten eine Entwicklung des Ortes verhindern. 
In Abbildung 1 sind diese verzeichnet. Besonders immissionswirksam sind dabei die 
mit fetter Beschriftung versehenen Mastanlagen. Dazu befindet sich vor allem in der 
östlichen Hälfte des Hauptortes eine Vielzahl weiterer landwirtschaftlicher 
Haupterwerbsbetriebe mit teils umfangreicher Viehhaltung.  


 


 
Abb. 1 (ohne Maßstab): Viehbestand in Groß Eilstorf, Waldkante im Nordwesten, Waldbestand im    N 
Westen und Niederungsbereich im Süden als die Siedlungsentwicklung begrenzende Strukturen 
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- Nördlich des Ortes befindet sich zudem nördlich des in Abbildung 1 angedeuteten 
Maststalls eine Biogasanlage, die die Emissionslage noch verschärft.  


- Westlich und südwestlich der Ortslage befinden sich die per 1. Teiländerung des 
Regionalen Raumordnungsprogramms, RROP 2000, festgelegten Vorranggebiete für 
raumbedeutsame Windenergieanlagen, WA-04-V04 und WA-08-V04, die 
entsprechend bebaut sind. Diese stehen einer weiteren baulichen Entwicklung des 
Hauptortes per Bebauungsplanaufstellung entgegen.  


- Im westlichen Teil des Orts existiert unweit des in der Abbildung 1 verzeichneten 
Schießstandes, südlich der B 209, zudem ein Metallbaubetrieb, der eine bauliche 
Entwicklung für Wohnnutzungen erschwert. 


- Letztendlich stellen die verkehrlichen Immissionen der B 209 ein 
Planungserschwernis dar. 


 
Innerhalb der Ortslage selbst existieren zwar noch vereinzelte Baulücken, deren 
Verfügbarkeit jedoch begrenzt ist, da die Flächen für künftige Generationen vorgehalten 
werden bzw. auch hier überwiegend landwirtschaftliche Belange einer 
Bebauungsintensivierung entgegen stehen. Daher hat sich die Stadt Walsrode für eine 
Weiterentwicklung des Siedlungsbereichs Auf dem Berg entschieden.  
 
 
1.3 Planungsrechtliche Grundlagen 
 
Gemäß § 35 (6) BauGB kann eine Gemeinde für bebaute Bereiche im Außenbereich, die 
nicht überwiegend landwirtschaftlich geprägt sind und in denen eine Wohnbebauung von 
einigem Gewicht vorhanden ist, durch Satzung bestimmen, dass Wohnzwecken dienenden 
Vorhaben nicht entgegengehalten werden kann, dass sie einer Darstellung im 
Flächennutzungsplan über Flächen für die Landwirtschaft oder Wald widersprechen oder die 
Entstehung einer Splittersiedlung befürchten lassen.  
 
§ 35 (6) BauGB nennt weitere Voraussetzungen für die Aufstellung einer sog. 
Außenbereichssatzung (folgend sinngemäß wiedergegeben): 


- Vereinbarkeit mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung, 
- keine Vorhaben, die einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) nach Anlage 1 zum 


UVPG1 bedürfen, 
- keine Beeinträchtigung von FFH-Gebieten oder Vogelschutzgebieten.  


 
Die letztgenannten Punkte stehen im vorliegenden Fall der Aufstellung der Satzung nicht 
entgegen. Potentielle Wohngrundstücke innerhalb des Satzungsgebietes fügen sich baulich-
strukturell in die Umgebung ein, sind ohne erheblichen Aufwand zu erschließen. Mögliche 
Auswirkungen auf den Naturhaushalt und das Landschaftsbild sind zu bewältigen. Auch 
landwirtschaftliche Immissionen stehen der Planung nicht entgegen. Nutzungen die einer 
UVP bedürfen, sind nicht vorgesehen. Schutzgebiete europäischer Bedeutung finden sich 
weder im Plangebiet noch in der näheren Umgebung.  
 
Insofern ist die grundsätzliche Anwendungsvoraussetzung des § 35 (6) BauGB näher zu 
prüfen: Das Plangebiet darf nicht überwiegend landwirtschaftlich geprägt sein und es muss 
eine Wohnbebauung von einigem Gewicht vorhanden sein.  
 
Das Satzungsgebiet ist eindeutig von Wohnnutzung geprägt. Landwirtschaftliche 
Haupterwerbsbetriebe befinden sich nicht im Geltungsbereich.  An zwei Stellen wird derzeit 
Klein- bzw. Hobbytierhaltung betrieben. Letztere betrifft das östliche Grundstück innerhalb 
des Satzungsgebietes. Dort befindet sich ein Stallgebäude, dass im Rahmen einer 
privilegierten landwirtschaftlichen Nutzung im Außenbereich genehmigt wurde. Diese 
landwirtschaftliche Nutzung ist zu berücksichtigen, auch mit Blick auf mögliche 


                                                
1 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung.  
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Erweiterungsansprüche oder mögliche Nutzungsintensivierungen. Hierauf wird folgend noch 
näher eingegangen.  
 
Die übrigen Nebengebäude stehen zum Teil leer oder dienen als Schuppen / Unterstand / 
Lagergebäude.  
 
Die Stadt Walsrode sieht die Eingangsvoraussetzungen des § 35 (6) BauGB als erfüllt an. 
Die Struktur des bebauten Bereichs unterscheidet sich deutlich von dem Zweck des § 35 
BauGB, den Außenbereich von Bebauung frei zu halten. Vielmehr drängen sich einzelne 
Baulücken, insbesondere im südlichen Bereich entlang der Erschließungsstraße, für eine 
Ergänzung des Bestandes um weitere, vor allem Wohnzwecken dienenden, Vorhaben auf. 
 
Folgende Abbildung 2 veranschaulicht die örtliche Situation: 
 


 
Abb. 2: Siedlung Auf dem Berg – Plangebiet mit Einzelnutzungen (ohne Maßstab)                      N 
 
 
 
2 Zielsetzung und Verfahren 
 
2.1 Ziele der Planung / Bedarf 
 
Zur Deckung des Eigenbedarfs für Groß Eilstorf möchte die Stadt Walsrode die 
Voraussetzungen für eine Umnutzung von alter Bausubstanz und eine bauliche Verdichtung 
schaffen, um insbesondere eine Abwanderung von jungen Familien am Standort zu 
verhindern. Insofern decken sich die Planungsziele mit denjenigen für die Ortschaften Hollige 
und Hamwiede, wo in jüngster Zeit ebenfalls entsprechende Satzungen (dort allerdings nach 
§ 34 Abs. 4 BauGB) aufgestellt wurden.  
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Um einen der Eigenentwicklung entsprechenden örtlichen Grundbedarf festzulegen, 
existieren verschiedene Berechnungs- und Betrachtungsansätze. Das Regionale 
Raumordnungsprogramm, RROP 2000, des Landkreises Heidekreis macht dazu keine 
weiteren Vorgaben.  
 
Typischerweise wird als Bezugsgröße die vorhandene Einwohnerzahl gewählt, von der 
ausgehend ein prozentualer Ansatz als Eigenbedarf angesetzt wird. Ein Berechnungsansatz 
für ländliche Räume lautet z.B.: 1,5 Whg. pro 1.000 EW und Jahr  (so z.B. 
Landesentwicklungsplan, LEP, Saarland). 
 
Für Groß Eilstorf würde dies einen jährlichen Zuwachs von 0,5 Wohnungen bedeuten, sprich 
eine Wohnung pro zwei Jahre. Mit anderen Worten: Die hier geplanten vier bis sechs 
Wohnbaugrundstücke würden den prognostizierten Bedarf für die nächsten ca. 10 Jahre 
decken.  
 
An anderer Stelle (z.B. RROP 2005 der Region Hannover) wird ein Flächenansatz gewählt, 
um die Unsicherheiten einer auf Bevölkerungswachstum und -prognose basierenden Praxis 
zu umgehen. Vor dem Hintergrund einer Stagnation oder einem künftigen Rückgang der 
Bevölkerung kann damit dem Umstand nachgekommen werden, dass sich eine 
Eigenentwicklung künftig weniger aus der natürlichen Bevölkerungsentwicklung begründen 
lassen wird, sondern aus sozialen und gesellschaftlichen Veränderungsprozessen. Das 
RROP 2005 der Region Hannover setzt für die Laufzeit des RROP von 10 Jahren einen 
Basiszuschlag von 5% zur vorhandenen Flächenausdehnung als örtlichen Grundbedarf für 
ländlich strukturierte Siedlungen an.  
 
Für Groß Eilstorf mit einer zusammenhängend (inkl. der Siedlung „Auf dem Berg“) bebauten 
Fläche von knapp 30 ha würde dies für 10 Jahre 1,50 ha Wohnbaulandausweisung 
bedeuten, mithin jährlich 1.500 m². Allerdings weisen selbst die ländlich strukturierten 
Siedlungen der Region Hannover eine andere Entwicklungsdynamik auf als Groß Eilstorf. 
Daher scheint für Groß Eilstorf ein Zuschlag von 1 bis 2% für 10 Jahre angemessen. Bei im 
Mittel 1,5% ergeben sich jährlich ca. 450 m² Bedarf, sprich bei Berücksichtigung 
ortstypischer Grundstücksgrößen ca. alle zwei Jahre ein Baugrundstück. Dies entspricht 
auch in etwa dem oben genannten einwohnerbezogenen Ansatz.  
 
Die Stadt Walsrode erachtet somit die hier vorgesehene Planung für vier Baugrundstücke 
entlang des Gemeindeweges Richtung Klein Eilstorf sowie ggf. zweier weiterer Grundstücke 
innerhalb geeigneter Baulücken für den Zeitraum der nächsten ca. 10 Jahre perspektivisch 
als eigenbedarfsgerecht.  
   
 
2.2 Dorferneuerungsplan 
 
Ein Dorferneuerungsplan, aus dem sich ggf. weitere Maßstäbe für die bauliche Entwicklung 
ableiten lassen, existiert für Groß Eilstorf nicht.    
 
 
2.3 Raumordnung und Flächennutzungsplanung 
 
Das Satzungsgebiet ist im Flächennutzungsplan als landwirtschaftliche Fläche / Fläche im 
Außenbereich dargestellt, siehe folgende Abbildung 3. In der Umgebung westlich und südlich 
ist Wald dargestellt.    
 
Mit dieser Außenbereichssatzung wird klargestellt, dass Wohnzwecken sowie kleineren 
Handwerks- und Gewerbebetrieben dienende Vorhaben diesen Darstellungen nicht 
widersprechen, vgl. § 35 (6) BauGB, Satz 1. Einer Anpassung des Flächennutzungsplans 
bedarf es daher nicht. 
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Abb. 3: Wirksamer Flächennutzungsplan der Stadt Walsrode für die Ortschaft Groß Eilstorf – 
maßstabslos. Lage des Plangebietes gekennzeichnet.  
 
Raumordnerische Belange werden durch die der Eigenentwicklung Groß Eilstorfs, siehe 
Abschnitt 2.1, dienende Planung nicht beeinträchtigt. Die Planung dient einer 
bedarfsgerechten Weiterentwicklung der Ortschaft. 
 
Besonders hinzuweisen ist auf die westlich und südwestlich der Ortslage Groß Eilstorf per 1. 
Teiländerung des Regionalen Raumordnungsprogramms, RROP 2000, festgelegten 
Vorranggebiete für raumbedeutsame Windenergieanlagen, WA-04-V04 und WA-08-V04, die 
einen Abstand von minimal ca. 700 m zum südlichen Rand der Außenbereichssatzung 
aufweisen. Mit dieser Außenbereichssatzung wird die erstmalige Bebauung von Baulücken 
ermöglicht, infolgedessen findet jedoch kein näheres Heranrücken an das Vorranggebiet 
statt.  
 
Gegenüber wohnbaulichen Nutzungen im Außenbereich, als die die Vorhaben im 
Satzungsgebiet auch künftig einzustufen sind, sieht die 1. Teiländerung des RROP einen 
Mindestabstand von 500 m vor. Dieser wird derzeit und künftig eingehalten. Es ist daher 
nicht erkennbar, dass die Belange der Windenergienutzung infolge dieser Planung 
beeinträchtigt werden. 
 
Bestätigt wird dies durch eine im Rahmen der Bauantragstellung für die vorhandenen 
Windenergieanlagen erstellte lärmtechnische Untersuchung, nach der im Bereich der 
künftigen Außenbereichssatzung Immissionen zwischen 35 und 40 dB(A) zu erwarten sind, 
siehe folgende Abb. 4.  
 
Das bedeutet, dass die im Außenbereich zulässigen Immissionswerte [von max. 45 dB(A)] 
nicht ausgeschöpft werden bzw. weitere Potentiale z.B. in Hinblick auf ein Repowering 
gegeben sind.   
 


Auf dem Berg 
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Abb. 4: Immissionssituation infolge geplanter (und mittlerweile errichteter) Windenergieanlagen 
(Quelle: Gutachten des Ingenieurbüros für Energietechnik und Lärmschutz, IEL GmbH, Kirchdorfer 
Str. 26, 26603 Aurich) 
 
Mit anderen Worten: Ausweislich der gutachterlichen Ergebnisse steht die Planung den 
raumordnerischen Belangen des Vorranggebietes nicht entgegen.  
 
Das Satzungsgebiet selbst ist im Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises, 
RROP 2000, mit den Ausweisungen Vorsorgegebiet für die Landwirtschaft aufgrund hohen 
natürlichen Ertragspotentials (nordöstlicher Bereich) sowie Vorsorge für die Forstwirtschaft 
(südwestlicher Bereich) belegt. Beide Darstellungen werden durch die Planung nicht 
beeinträchtigt, da lediglich Baulücken bebaut werden, die die genannten Vorsorgenutzungen 
nicht unmittelbar berühren. Zwar geht ein knapper halber landwirtschaftliche Hektar verloren, 
jedoch wird dieser als Grünland genutzt, mithin ohne Bezugnahme auf das 
regionalplanerisch angesprochene Ertragspotential.  
 
Insgesamt ist somit festzustellen: Regionalplanerische Belange werden somit durch die 
Planung hinreichend berücksichtigt.  
 
 
2.4 Verzicht auf die frühzeitige Beteiligung 
 
Bei der Aufstellung von Satzungen nach § 35 (6) BauGB kann auf die Beteiligungsverfahren 
nach §§ 3 (1), 4 (1) BauGB verzichtet werden. Es sind die Vorschriften über die 
Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 13 (2) Satz 1 Nr. 2 und 3 sowie Satz 2 
BauGB entsprechend anzuwenden.  
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3 Umfang und Erforderlichkeit der Festsetzungen 
 
3.1 Beschreibung / Abgrenzung des Geltungsbereiches  / Baugrenzen 
 
Die Satzung umfasst den vollständigen Siedlungsbereich „Auf dem Berg“, Gemarkung Groß 
Eilstorf:  
Flur 4 mit folgenden Flurstücken: 92/2 teilw., 92/3 teilw., 92/4, 92/5, 93/1, 273 teilw.   
Flur 5 mit folgenden Flurstücken: 94/3, 94/5 teilw., 95/2 teilw., 93/1, 117 teilw.  
 
Die Abgrenzung des Geltungsbereichs der Satzung orientiert sich dabei an den vorhandenen 
Grundstückszuschnitten. Eine Ausnahme bildet das östlichste Grundstück, dessen Grenze 
sich an der westlich angrenzenden „hinteren“ Flurstücksgrenze orientiert. Die genaue 
Abgrenzung des Satzungsgebietes ist der Planzeichnung zu entnehmen. Dazu ist 
klarstellend anzuführen, dass die Satzungsgrenze, hier: die von der Straße aus gesehene 
hintere Grenze, nicht gleichbedeutend sein muss mit einer künftigen hinteren 
Grundstücksgrenze, sondern dass die außerhalb des Satzungsgebietes liegenden 
Grundstücksteile lediglich nicht im Rahmen der durch die Satzung geregelten Zulässigkeiten 
nutzbar / bebaubar sind. Dies ist im Sinne einer gegenüber der angrenzenden freien 
Landschaft hier so gewollt, um eine einheitliche hintere Nutzungsgrenze zu gewährleisten.  
 
Innerhalb der Außenbereichssatzung befinden sich mehrere Baulücken, die für eine 
erstmalige Bebauung geeignet sind. Dies betrifft Einzelflächen im Westen der Satzung und 
insbesondere eine zusammenhängende Grünlandfläche südlich der Erschließungsstraße 
Richtung Klein Eilstorf. Im westlichen Bereich der angesprochenen Freifläche befindet sich 
auf dem Grundstück Nr. 35 ein ehemaliger Viehstall, der im Zuge der Baumaßnahmen 
abgebrochen werden soll, ebenso wie weitere dort befindliche Nebenflächen, siehe Abb. 6. 
 
Die Größe dieses dann bebaubaren Gesamtbereichs von ca. 4.000 m² ermöglicht die 
Realisierung von vier Wohnbaugrundstücken, die direkt von der Straße aus, d.h. ohne 
weiteren erschließungstechnischen Aufwand, erschlossen werden können.  
   
Bei der unbebauten Grünlandfläche handelt es sich um eine intensiv genutzte artenarme 
Grünlandfläche (Biotoptyp GI).  
 


             
Abb. 5:  Freifläche als potentielles Bauland         Abb. 6: Freifläche, Blick von Osten auf ehem.  
                               Viehstall Hausnr. 35 
 
Die Nutzung durch bauliche (Haupt-)Anlagen wird durch Baugrenzen geregelt, die sich an 
der örtlichen Siedlungsstruktur und potentiellen baulichen Erweiterungen und Umbauten 
orientieren: Es wird sichergestellt, dass nur eine straßenbegleitende Bebauungstiefe 
entstehen kann. Im südwestlichen Bereich wird eine mögliche Erweiterung und Umnutzung 
von Nebengebäuden zu Wohnzwecken berücksichtigt, indem diese mit in die überbaubare 
Fläche einbezogen werden. Dies erscheint dort städtebaulich-gestalterisch, in Bezug auf die 
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angrenzenden Freibereiche vertretbar und bewirkt keine ortsuntypische bauliche 
Verdichtung.   
 
Innerhalb des Satzungsgebietes sind landwirtschaftliche Belange zu berücksichtigen. Zudem 
wirken Immissionen auf das Plangebiet ein, die vom Vorranggebiet für Windenergie bzw. den 
dort errichteten Windkraftanlagen ausgehen. Zu beiden Belangen siehe im Einzelnen 
Abschnitt 4.  
 
Darüber hinaus ist auf Folgendes hinzuweisen, vgl. allg. Hinweis G:  
Vom Plangebiet ist eine Bergbauberechtigung der MEEG (Mobil Erdgas-Erdöl GmbH) 
betroffen ist, hier der Exploration von Erdöl, Erdgas und anderen bituminösen Stoffen 
dienend (Erlaubnisfeld Ahrensheide). Die Firma MEEG hat das Recht, im Erlaubnisfeld 
Explorationsbohrungen durchzuführen, von denen visuelle und lärmtechnische 
Beeinträchtigungen des Plangebietes ausgehen können. Dazu bedarf es eines gesonderten 
Zulassungsverfahrens. Nach der derzeitigen gesetzlichen Lage ist es nahezu 
ausgeschlossen, dass Grundstücke mit Wohnbebauung in Anspruch genommen werden. 
Zudem ist die Zustimmung des Grundstückseigentümers erforderlich.  
 
Bauliche oder sonstige Einschränkungen für das Plangebiet selbst ergeben sich aus dessen 
Lage im Explorationsfeld ausdrücklich nicht. Gerechnet werden muss jedoch je nach Lage 
der Erkundungsbohrungen mit visuellen Beeinträchtigungen durch die Bohrtürme (20 bis    
30 m Höhe), temporären Lärmbeeinträchtigungen sowie ggf. vermehrten Fahrverkehr.  
 
Wo, wann oder ob überhaupt derartige Bohrungen stattfinden, kann derzeit nicht näher 
konkretisiert werden.  
 
 
3.2 Bauliche und sonstige Nutzung / Erschließung   
 
Gemäß § 35 (6) BauGB dient das Instrument der Außenbereichssatzung vornehmlich 
Wohnzwecken dienenden Vorhaben, kann sich jedoch auch auf kleinere Handwerks- und 
Gewerbebetriebe erstrecken. Gemeint sind dabei auch Erweiterungen und 
Nutzungsänderungen. Der Begriff „klein“ ist aus dem Zweck des § 35 (6) BauGB zu 
verstehen, d.h. es handelt sich um Betriebe, die der in der Regel kleinteiligen Baustruktur 
von bebauten Bereichen im Außenbereich entsprechen oder den Außenbereich nicht 
wesentlich zusätzlich zu den vorhandenen Gebäuden unangemessen beeinträchtigen. Das 
Nebeneinander solcher unterschiedlichen Nutzungen muss mit einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung vereinbar, d.h. verträglich, sein. In der Regel kann es sich 
daher nur um Gewerbebetriebe handeln, die in einem Dorf-/Mischgebiet zulässig sind und 
damit gegenüber Wohnnutzung allenfalls gleichrangig sind. Dementsprechend sieht die 
Stadt Walsrode kein Erfordernis, auf Ebene dieser Satzung die Belange des 
Immissionsschutzes gegenüber zulässigen gewerblichen Nutzungen zu vertiefen, da von 
einem gebietsverträglichen Störgrad auszugehen ist.  
 
In der Satzung können gemäß § 35 (6) BauGB Satz 3 nähere Bestimmungen über die 
Zulässigkeit getroffen werden. Die Stadt Walsrode macht von diesen Möglichkeiten 
Gebrauch, um eine Einfügung der Bebauung in den bisher nicht bebauten Teilflächen der 
Satzung in die umgebende Siedlungsstruktur zu gewährleisten. Für das übrige, bebaute, 
Satzungsgebiet, das durch die unterschiedliche Grundflächen, Gebäudehöhen und 
Gebäudestellungen umfassende Bebauung geprägt ist,  werden dem Bestand gerecht 
werdende Regelungen getroffen. Dort sollen im Rahmen der festgesetzten Baugrenzen, 
siehe Abschnitt 3.1, Potentiale / Anreize auch für eine Umnutzung bestehender Gebäude 
eröffnet / gegeben werden. 
 
Für die erstmalig bebaubaren Teilbereiche sichern die festgesetzten Baugrenzen in 
Verbindung mit den Vorgaben zur Bauweise eine aufgelockerte Bebauungsstruktur. Es ist 
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jeweils nur eine Bebauungstiefe möglich, so dass der straßenbegleitende 
Bebauungscharakter gewahrt wird, siehe oben. Damit wird sichergestellt, dass die 
Neubebauung den Außenbereich im Verhältnis zum Bestand nicht wesentlich zusätzlich 
beeinträchtigt.  
 
Um im bisher unbebauten Bereich eine aufgelockerte Bebauung zu gewährleisten, werden 
ein Grad an maximaler Versiegelung sowie eine maximale Anzahl an Wohnungen pro 
Gebäude festgesetzt. Es wird max. ein Vollgeschoss zugelassen.  
 
In § 4 der textl. Festsetzungen wird für bebaute Bereiche geregelt, dass im Fall von Umbau- 
oder Erweiterungsmaßnahmen, die dem Erhalt der Bausubstanz dienen und städtebaulich 
vertretbar sind, eine Höhenentwicklung größer als ein Vollgeschoss zulässig ist, sofern diese 
Gebäude schon vor dem Inkrafttreten der Satzung entsprechend hoch waren. Durch diese 
Regelung für eine im Vergleich zu Neubauten erhöhte Ausnutzung soll ein Anreiz zum Erhalt 
des ortsbildprägenden Gebäudebestandes geschaffen werden.  
 
Die neu zu bebauenden Grundstücke werden direkt von den angrenzenden öffentlichen 
Straßen und Wegen aus erschlossen. Dazu bedarf es hier keiner weiteren Regelungen. 
Es kann ein Anschluss an die vorhandenen infrastrukturellen Einrichtungen innerhalb der 
vorhandenen Gemeindestraßen vorgenommen werden, indem bestehende Ver- und 
Entsorgungsleitungen verlängert werden. Schmutzwasserleitungen liegen in den 
Erschließungsstraßen, so dass ein problemloser Anschluss möglich ist. Es erfolgt eine 
zentrale Schmutzwasserentsorgung. 
 
Es ist, wie im Bestand, eine örtliche Versickerung von Niederschlagswasser zu 
gewährleisten, siehe allg. Hinweis F. Dazu wies der Landkreis auf Folgendes hin:  
Das auf den befestigten Flächen der Wohngrundstücke anfallende Niederschlagswasser 
kann über die belebte Oberbodenzone (Mutterboden) zur Versickerung gebracht werden. 
Das Dachflächenwasser darf alternativ über eine Schacht- oder Rigolenversickerung 
entsorgt werden. Voraussetzung für eine ordnungsgemäße Versickerung ist die Eignung des 
Untergrundes (Kf-Werte zwischen 10-4 und 10-6 m/s). 
 
Insgesamt ist die Ver- und Entsorgung des Plangebietes gesichert.  
 
 
 
4 Ermittlung und Bewertung von Umweltbelangen 
 
Die folgenden Betrachtungen zum Eingriff / Ausgleich beschränken sich vor allem auf die 
erstmalig bebaubare Teilfläche entlang der west-östlichen Erschließungsstraße Richtung 
Klein Eilstorf, da nur dort ein erstmaliger planbedingter erheblicher Eingriff in den 
Naturhaushalt und das Landschaftsbild zu erwarten ist.  
 
 
4.1 Bestandssituation 
 
Europäische Schutzgebiete oder sonstige Schutzgebiete sind nicht betroffen. 
 
Zum Schutzgut Mensch ist auszuführen:  Von den planbedingt zulässigen Vorhaben gehen 
keine erheblichen Immissionen auf das Plangebiet selbst oder seine Umgebung aus. Jedoch 
wirken auf das Plangebiet Immissionen ein:  
 
Aufgrund der bis zu 180 m hohen Windkraftanlagen westlich und südwestlich des 
Plangebietes, siehe auch vorne Abschnitt 2.3, wirken Lärmimmissionen auf das Plangebiet 
ein. Es liegt dazu eine gutachterliche Berechnung vor, wonach die für den hier vorliegenden 
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Außenbereich maßgebenden Immissionswerte sicher eingehalten werden. Insofern stehen 
die Windenergieanlagen den Inhalten dieser Satzung planungsrechtlich nicht entgegen.  
 
Unabhängig davon können die von den Windkraftanlagen ausgehenden Geräusche subjektiv 
und in Abhängigkeit von Wind- und Wetterlage störend wirken, zumal die Einwirkung der 
Geräusche von Süden / Südwesten erfolgt, sprich in Richtung potentiell zur Sonne 
ausgerichteter Freibereiche und Terrassen. Die Stadt Walsrode weist daher per allgemeinen 
Hinweis D auf diesen Umstand hin.  
 
Zudem sind die Rotorblätter der Anlagen oberhalb der südlich / südwestlich gelegenen 
Waldbereiche eindeutig zu erkennen, so dass auch eine visuelle Beeinträchtigung vorliegt, 
die ebenfalls subjektiv als störend empfunden werden kann.  
 
Weiter zu beachten sind mögliche landwirtschaftliche Immissionen, hier vor allem Gerüche, 
aus Tierhaltung im Geltungsbereich, wenngleich diese aktuell kaum nennenswert sind. Es 
existiert kein landwirtschaftlicher Haupterwerbsbetrieb im Plangebiet oder dessen 
Umgebung. Vereinzelt existiert Hobbytierhaltung, die immissionsseitig nicht relevant ist. Am 
östlichen Rand des Geltungsbereichs existiert ein Viehstall zzgl. entsprechender 
Nebenflächen (Jauchegrube, Mistplatte). Am Standort wurden elf Jahre lang Rinder im 
Nebenerwerb gehalten. Dies ist dort mittelfristig entsprechend der Baugenehmigung wieder 
vorgesehen. Gehalten werden sollen ca. 10 bis 12 Rinder oder Kälber, keine Kühe (Zucht, 
kein Melkbetrieb). Zwar ist Rindviehhaltung im Vergleich zu anderen Tieren (Schweine, 
Hühner) emissionsarm, jedoch ist im Nahbereich, d.h. vor allem auf dem unmittelbar 
angrenzenden künftigen Baugrundstück mit Gerüchen sowie Lärm zu rechnen. Letzterer 
kann auch in den frühen Morgenstunden im Rahmen der Fütterung auftreten.  
 
Generell können innerhalb des Satzungsgebietes, das nach wie vor als Außenbereich im 
Sinne § 35 BauGB gilt, jederzeit im Rahmen der u.a. immissionsseitigen Zulässigkeiten 
Gerüche und andere durch landwirtschaftliche Nutzungen - nicht nur Hobbytierhaltung wie 
oben angeführt - bedingte Immissionen und Störungen auftreten. Diese für dörfliche 
Ortslagen typischen Beeinträchtigungen sind hinzunehmen. Die Stadt Walsrode weist 
potentiellen Bauinteressierte per allgemeinen Hinweis E auf diese Rahmenbedingungen hin.  
 
Betreffs des Schutzguts Pflanzen und Tiere ist im Bereich der bisher nicht bebauten 
Freiflächen Grünlandfläche allgemeiner Bedeutung betroffen, die als Sonstige Weidefläche, 
GW, mit Wertfaktor 2 eingeordnet wird2.  Bei dem vorgesehenen Stallabriss sind Belange 
des Artenschutzes insbesondere möglicherweise das Gebäude bewohnender Arten (z.B. 
Fledermäuse, Eulen) zu beachten Ein Abriss darf nur erfolgen, wenn nachgewiesen wird, 
dass artenschutzrechtliche Belange ausreichend berücksichtigt worden sind, siehe dazu § 3 
der textlichen Festsetzungen.  
 
Das Schutzgut Boden ist infolge der Grünflächennutzung anthropogen verändert und 
überwiegend von allgemeiner Bedeutung. Als Bodentyp wird für den gesamten 
Geltungsbereich der Satzung Pseodogley-Braunerde angegeben3. Schutzwürdige Böden 
liegen nicht vor. Es wird teilweise Boden entsiegelt. Der Umfang der Entsiegelung infolge 
Stallabriss und Beseitigung der Bodenplatte der Mistgrube umfasst ca. 1.300 m².  
 
Das Schutzgut Wasser ist im Plangebiet nicht von erheblicher von Bedeutung. Es sind keine 
erheblichen Auswirkungen auf die Wasserverhältnisse erkennbar, da eine örtliche 
Versickerung von Niederschlagswasser festgesetzt ist.  Oberflächengewässer sind von der 
Planung nicht direkt betroffen.  
 


                                                
2 Vgl. Arbeitshilfe des Nds. Städtetages 2006/2008: Biotoptypen nach v. Drachenfels.  
3 Quelle: Kartenserver des LBEG: http://nibis.lbeg.de/cardomap3/ 
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Bezüglich des Schutzguts Landschaftsbild bzw. Ortsbild gilt: Das Umfeld des Plangebietes 
ist von Wiesen und Wäldern geprägt. In Richtung des Hauptortes Groß Eilstorf, der ca.     
200 m entfernt liegt, befindet sich ein feuchter Niederungsbereich, der eine nicht bebaubare 
Zäsur bildet. Somit ist das Landschaftsbild abwechslungsreich und weist grundsätzlich eine 
hohe Sensibilität auf. Gemindert wird der Wert des Landschaftsbildes jedoch durch die in 
Richtung Süden / Südwesten sich klar oberhalb der Baumkronen abzeichnenden 
Windkraftanlagen. Auch Richtung Nordosten sind weitere Anlagen erkennbar, die jedoch 
aufgrund der Entfernung (> 5.000 m) nur eine geringe Beeinträchtigung darstellen.  
 
Mit der infolge dieser Satzung möglichen Auffüllung von Baulücken wird sich lediglich im 
größeren Freibereich südlich der Erschließungsstraße eine Veränderung des Orts- und 
Landschaftsbildes einstellen, da dort nach Realisierung von vier möglichen Gebäuden 
Blickbeziehungen zum ca. 100 m entfernten Waldrand nach Süden unterbrochen werden.   
 
Bei dem Gemeindeweg handelt es sich um einen ausgeschildeten Radweg von Klein Eilstorf 
über Groß Eilstorf ins Aller-Leine-Tal und nach Vethem (siehe „Radwegenetzplan Vogelpark-
Region“) 
 
Kultur- und Sachgüter sind von der Planung nicht betroffen, jedoch ist darüber hinaus 
jederzeit mit archäologischen Funden zur rechnen, siehe zu den denkmalschützerischen 
Belangen auch allg. Hinweis A. Altlasten oder Altlastenverdachtsflächen gemäß 
Altlastenverzeichnis sind der Stadt Walsrode für das Satzungsgebiet nicht bekannt. Jedoch 
ist auf die Meldepflicht für mögliche Bodenverunreinigungen hinzuweisen, siehe allgemeiner 
Hinweis B.   
 
 
4.2 Zu erwartende Auswirkungen / Kompensation  
 
Zunächst ist festzustellen, dass die Stadt Walsrode mit der Abgrenzung des 
Satzungsgebietes und der Auswahl potentieller Baulandflächen bereits maßgeblich zur 
Vermeidung und Minderung von Eingriffen in das Orts- und Landschaftsbild beigetragen hat.  
Zum einen ist die Auffüllung weiterer Baulücken möglich, die sich unmittelbar zwischen 
bestehenden Gebäuden befinden und jeweils immer nur einen Bauplatz ermöglichen. Diese 
Flächen sind aufgrund des Umfeldes stark anthropogen geprägt, teilweise bereits versiegelt 
oder von Biotoptypen allgemeiner Bedeutung geprägt. Die dort mögliche Bebauung reiht sich 
unmittelbar in die umgebende Bebauungsstruktur ein, ohne erhebliche Auswirkungen auf 
den Naturhaushalt oder das Landschaftsbild. Für diese Einzelflächen wird daher auf 
kompensatorische Maßnahmen verzichtet. 
 
Die darüber hinaus planbedingt erstmalig zusammenhängend überbaubare Fläche im 
Satzungsgebiet umfasst ca. 4.000 m² Fläche, davon sind ca. 2.700 m² Grünland und ca. 
1.300 m² versiegelte Fläche (Lagerplatz und Scheune), die entsiegelt werden sollen. Per 
textlicher Festsetzung wird eine Versiegelung von 45% des Grundstücks zugelassen, worin 
Nebenanlagen und Zufahrten / Garagen enthalten sind. Somit kann sich max. eine 
Versiegelung von ca. 1.800 m² einstellen.  
 
Diese Versiegelung wird durch den beabsichtigten Stallabriss und die zu beseitigende 
Lagerfläche (ca. 1.300 m²)  als Entsiegelungsmaßnahme zu einem Großteil ausgeglichen. 
Als ergänzende Maßnahme zur Kompensation wird vorgeschlagen, in Abhängigkeit vom 
tatsächlichen Versiegelungsumfang pro Baugrundstück zusätzlich standortheimische Laub- 
oder Obstbäume z.B. entlang der Erschließungsstraße zu pflanzen. Diese Maßnahme wirkt 
sich besonders positiv auf das – von der Gemeindestraße aus erlebbare – Landschaftsbild 
aus. Ca. 10 Bäume sind dabei aus Sicht der Stadt hinreichend, um den 
Kompensationsanspruch auch bei vollständiger Ausnutzung der Versiegelung zu erfüllen.  
Zu erwägen sind Regelungen zu Ersatzpflanzungen im Falle von Abgängigkeit von Bäumen 
sowie ggf. von Schutzmaßnahmen (Wildverbiss). 
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Es ist davon auszugehen, dass sich darüber hinaus keine besonders wertvollen Elemente 
des Naturhaushaltes im Plangebiet befinden. Die Stadt Walsrode sieht daher die 
Anforderungen an die Kompensation mit der getroffenen Regelungen als erfüllt an. Mit den 
vorgesehenen Entsiegelungsmaßnahmen können die planbedingten Eingriffe im Bereich des 
Plangebietes nahezu kompensiert werden, unter der Voraussetzung, dass die 
Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Belange bei der Durchführung der einzelnen 
Baumaßnahmen nachgewiesen wird. Die Baumpflanzungen bilden eine 
standortangemessene, landschaftsbildwirksame Ergänzung.  
 
Der allgemeine Hinweis C weist auf die bauantragsbezogen im Einzelnen zu regelnden 
Kompensationsanforderungen hin.  
 
Für Bepflanzungen, u.a. im Rahmen von Kompensationserfordernissen, sollten 
standortheimische Gehölze verwendet werden. Als solche gelten exemplarisch (Pflanzliste):  
 
Sträucher, Pflanzqualität ab 60 - 90 cm, 3 Tr., 2 x verpflanzt:  
-  Roter Hartriegel (Cornus sanguinea) 
-  Haselnuss (Corylus avellana) 
-  Zweigriffliger Weißdorn (Crateagus laevigata) 
-  Pfaffenhütchen (Euonymus europaea) 
-  Schlehe (Prunus spinosa) 
-  Hundsrose (Rosa canina) 
-  Schwarzer Holunder (Sambucus nigra) 
-  Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus) 
-  Salweide (Salix caprea `Mas`) 
-  Kornelkirsche (Cornus Mas) 
 
Bäume und Heister, Pflanzqualität ab 150 - 200 cm, 3 x verpflanzt: 
-  Feldahorn (Acer campestre) 
-  Spitzahorn (Acer platanoides) 
-  Hainbuche (Carpinus betulus) 
-  Vogelkirsche (Prunus avium) 
-  Stieleiche (Quercus robur) 
-  Eberesche (Sorbus aucuparia) 
-  Rotbuche (Fagus sylvatica) 
-  Obstbäume und Wildobst (z.B. Wildbirne, Wildapfel, Vogelkirsche) 
 
 
 
5 Abwägung und Beschlussfassung 
 
Abwägung:  
Seitens der Öffentlichkeit wurden keine Stellungnahmen abgegeben.  
 
Der Landkreis Heidekreis nannte Anforderungen an die Niederschlagsentwässerung, die in 
die Endfassung der Begründung aufgenommen wurden. Im allg. Hinweis F wird darauf 
verwiesen. 
 
Die ExxonMobil GmbH wies auf ein Erlaubnisfeld für Explorationsbohrungen hin. Dieser 
Hinweis wurde als allg. Hinweis G auf den Plan sowie ebenfalls in die Begründung 
aufgenommen. Unmittelbare Folgen für die Bebauung / Nutzung des Plangebietes ergeben 
sich daraus nicht.  
 
Die Landesjägerschaft gab Anregungen zur Kompensation, die ebenfalls zum Teil in die 
Begründung aufgenommen wurden. Konkret können etwaige Baumpflanzungen erst im 
Bauantragsverfahren geregelt werden.  
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Die Landwirtschaftskammer brachte Bedenken hinsichtlich möglicher landwirtschaftlicher 
Nutzungseinschränkungen vor, die jedoch mit Blick auf die planbedingten Zulässigkeiten 
zurückzuweisen sind.  
 
Sonstige Behörden oder Träger öffentlicher Belange brachten keine Anregungen / Hinweise / 
Bedenken vor, so dass in die Endfassung der Außenbereichssatzung gegenüber der 
Entwurfsfassung nur Ergänzungen von Hinweisen erfolgt sind. entspricht.  
 
 
Beschlussfassung: 
Die vorliegende Begründung zur Außenbereichssatzung nach § 35 (6) BauGB für den 
Ortsteil „Auf dem Berg“ der Ortschaft Groß Eilstorf wurde vom Rat der Stadt Walsrode in 
seiner Sitzung am 17.12.2013 beschlossen. 
 
Walsrode, den 19.02.2014 
 


           i. V. gez. A. Reutzel                          L. S.  
    Erster Stadtrat 
Die Bürgermeisterin 


         
 


H&P, Laatzen 
Okt. 2013 





